






























































































































































































































aruischen Organ im Sinne eines Subjektes

von Wahrnehmungszuständigkeiten und

Organwalter i. e. 5., dessen Verhalten dem

Organ unvermittelt zugeordnet wrd. Der

Organwalter i. e. S. ist demnach ein organ-

leitender Organwalter. Nach dieserAbgren-

zungsind z. B. Organe die Ministerien und

selbstandigen BundesoberbehÖrden, Org-

anwalter i, e. S. sind z. B. Minister und Präsi-

denten der BundesoberbehÖrden,

Das rechtlich relevante Verhalten der Or-

ganwalter wird seinem Organ und damit

dessen verwaltungsträger zugeordnet [7 J.

Die Organwalter nehmen im Rahmen ihrer

Stellung lediglich die Aufgaben des Strah

lenschutarerantwortlichen wahr. Diese

Konzeption entspricht der Üblichen Vertei-

lung von Verantwortlichkeiten und Aufga

ben aufjuristische Personen und Organe.

Diese Aufteilung läßt sich exemplarisch an

den o. g. Beispielen wie folgt darstellen:

O Beim Betrieb eines Endlagers frlr radio

aktiveAbfälle nach § 9 a Abs. 3 AtG wer-

den die Aufgaben der Bundesrepublik

Deutschland als Strahlenschuwerant-

amtes frrr Strahlenschutz (Organwalter

des Organs 86) wahrgenommen.

O Die Aufgaben eines l-andes als

Strahlenschutarerantwortlichem wer-

den vom zuständigen Ressortminister

wahrgenommen. Dieser kann einen

Bevollmächtigten berufen (2. B, Leiter

eines landeseigenen Krankenhauses).

O lm Falle eines städtischen Krankenhau

ses nimmt z. B. der Oberstadtdirektor

die Aufgaben der handlungsunfähigen

Gebietskörperschaft als Strahlenschutz-

verantwortliche wahr und kann diese

auf andere Organwalter delegieren.

O Eine Hochschule als rechtsfähige KÖr-

perschaft und damit Strahlenschutarer-

antwortliche handelt durch ihr vertre

tungsberechtigtes Organ, das Präsidi-

um. Dessen Organwalter, der Präsi-

dent, handelt somit fÜr den Strahlen

sc h utz/era ntwortl i c hen.

Umfang der Aufgaben eines

Organwalters
Die Aufgaben eines Strahlenschutarerant-

wortlichen sind in § 3l Abs. I StrlSchV fest-

gelegt. Wenn eine Körperschaft Strahlen-

schutzverantwortliche ist, richten sich die

Pflichten an die Körperschaft als solche. Da

die sich aus § 3l Abs I StrlSchV ergeben-

den Pflichten umfangreich und komplex

sind, ist vom vertretungsberechtigten Or-

ganwalter der Körperschaft nicht zu verlan-

gen, daß er diese Pflichten persönlich er-

füllt. Dem Organwalterobliegen daher nur

Organisations- und Aufsichtspflichten.

Durch die Bestellung von Strahlenschutz-

beauftragten wird die Verantwortlichkeit

des strahlenschuwerantwortlichen nicht

eingeschränkt. Die Formulierung in § 29

Abs. 2 letzter Sau, wonach die Pflichten

des Strahlenschutzverantwortlichen nach

§ 3l in vollem Umfang bestehen bleiben,

auch wenn Strahlenschuubeauftragte be

stellt sind, ist dahin gehend zu verstehen,

daß sich der Verantwortliche durch die Be

stellung von Strahlenschutzbeauftragten

nicht seiner Verantwortung fur die Einhal-

tung der Schuworschriften entledigen

kann [9, l0].

Übertragung von Aufgaben
des Organwalters auf Bevoll.
mächtigte
Zulässigkeit der Bestellung von

Bevollmächtigten

Der Strahlenschutzverantwortliche bzw.

das für ihn handelnde Organ kann die

Durchführung dieser Aufgaben auf Bevoll-

mächtigte delegieren. Die Zulässigkeit der

Bevollmächtigung folgt zunächst einmal

daraus, daß die Strahlenschuta/erord-

nung eine Bevollmächtigung nicht aus-

schließt und der Verordnungsgeber sie fÜr

zulässig hielt I I ,9, I 0], Hinzu tritt, daß es

sich bei der Wahrnehmung derAufgaben

des Strahlenschutzverantwortlichen (SSV)

nicht um höchstpersonliche Pflichten han-

delt, die nur von einer Person wahrzuneh-

men wären. Berjuristischen Personen fin-

det bereits von Geseu wegen eine Vertre-

tung bei der Wahrnehmung von Aufga-

ben durch Organe statt. Eine weitere Ver-

tretung ist z. B. nach §§ 164 ff BÜrger-

liches Gesetzbuch (BGB) [l 2J zulässig

Von erheblicher Bedeutung sind die Fol-

gen von Bevollmächtigungen fÜr die

Wahrnehmung von Verantwortlichkeiten
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und für sich daraus ergebende Haftungs-

fragen.

Die Maßnahmen und Entscheidungen

des Bevollmächtigten sind dem SSV zuzu-

rechnen, so daß sie als Handlungen des

SSV anzusehen sind. Der Bevollmächtigte

übt die Funktion des SSVaus, ohne dessen

Verantwortlichkeit aufzuheben. Durch die

Bevollmächtigung kann sich der SSV nicht

seiner Verantwortung für die Einhaltung

der Schutarorschriften entledigen. Der ln-

halt der Pflichten des SSV kann sich durch

die Bevollmächtigung jedoch ändern.

Fraglich ist, welche Pflichten bdm SSV

nach der Bevollmächtigung verbleiben

und welche haftungsrechtlichen Folgen

die Bevollmächtigung nach sich zieht. Die-

ses Problem ist zunächst nur für pri-

vatrechtliche und Öffentliche Unterneh-

men zu untersuchen.

Haftungsrechtliche Folgen einer
Bevollmächtigung bei privaten

und öffentlichen Unternehmen

nach dem Gesetz über Ordnungs-

widrigkeiten
Die haftungsrechtlichen Folgen einer Be-

vollmächtigung sind davon abhängig, in

welchem Umfang die Übertragung von

Aufgaben stattgefu nden hat.

Uberträgt der l'Ür den Strahlenschutzver-

antwortlichen handelnde Organwalter

dem Bevollmächtigten die zur ErfÜllung

des § 3l Abs. I StrlSchV notwendige Ent-

scheidungsbefugnis, verbleiben beim Or-

ganwalter nur noch eingeschränkte Auf-

sichtspflichten [9f . Zwar ist die Handlungs-

freiheit nicht eingeschränkt, d. h. der zur

Vertretung berechtigte Organwalter kann

trou der Bevollmächtigung in vollem Um-

fang tätig werden. lhm obliegt aufgrund

der Bestellung.ledoch nur noch die Auf-

sicht uber den Bevollmächtigten [10J, die

Haftung ist entsprechend begrenzt. Bei

Vorliegen einer Ordnungswidrigkeit nach

§ 87 Abs. 2 StrlSchV haftet der fÜr den

Stra hlenschutzverantwortlichen handeln-

de Organwalter, dem nur noch Organisa-

tions- und Aufsichtpflichten obliegen,

nach § I 30 Ordnungswidrigkeitengesetz

(OW|G) tl 3l § I 30 OWiG beinhaltet einen

Ordnungswidrigkeitentatbestand fÜr den

Fall, daß der Verpflrchtete nicht selbst ge-
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handelt hat, aber Organisations- und Auf-

sichtsmaßnahmen, zu denen auch Bestel-

lung, sorgfältige Auswahl und Übenrua-

chung von Aufsichtspersonen zählen, un-

terlassen hat. Hat der Organwalter aber

selbst gehan,Jelt oder erkennt er, daß eine

strahlenschuzrechtliche Pflicht verletzt

wird, und handelt nicht, kann er selbst Tä-

ter sein und haftet dann nach § 87 Abs. 2

StrlSchVi V. rn. § 9Abs I OWG

I m Gegen sa2,. zur Reduzierung der Verant-

wortlichkeit des SSV auf Organisationsver-

schulden obtiegt dem Bevollmächtigten

die Durchfüh.ung der sich aus § 3l Abs. I

StrlSchV ergeoenden Pflichten. Wenn ihm

Entscheidungsbefugnis eingeräumt wur-

de, haftet er nach § 87 Abs. 2 StrlSchV

i.V.m.§9Abs 2S INr 2OWGoder
nach § 130 CWG, wenn lediglich Auf-

sichtsmaßnahmen unterlassen wurden.

Die Haftung rles Bevollmächtigten recht-

fertigt sich daraus, daß er für den für den

Strahlenschuüverantwortlichen handeln-

den Organw,llter in dessen Verantwor-

tungsbereich 3erückt ist und die mit des-

sen Aufgabenbereich verbundenen Pfl ich-

ten wahrzunelrmen hat.

Ubertragt der vertretungsberechtigte Or-

ganwalter de'n Bevollmächtigten keine

Entscheidungsbefugnis i S. d § 3l Abs. I

StrlSchV sondern etwa nur die Steuerung

und Koordinierung des Einsatzes des Süah-

lenschutzbeauftragten, so muß er weiter-

hin mit umfanqreichen Aufsichts- und Or-

ganisationsmaflnahmen für die Einhaltung

der SchuWorschriften sorgen [9J. Er haftet

dann nach § 130 OWiG oder nach s 87

Abs.2 StrlSchVi V. m. § 9Abs. I OWiG, so
weit erselbst gehandelt hat.

Der Bevollmäclrtigte kann einen weiteren

Vertreter für die Wahrnehmung derAufga

ben des SSV be'rollmächtigen, wenn seine

Bevollmächtigung, die damit die Hauptbe

vollmächtigung darstel[ diese Befugnis

einschließt. Der Umfang der Untervoll-

macht kann aber nicht weiter gehen als der

der Hauptvollmacht [14J. Der ,,Hauptbe

vollmächtigte" h,aftet entweder nach s 130

Abs. 2 OWG, \renn er beauftragt wurde,

den Betrieb oder das Unternehmen ganz

oder zum Teil zu leiten, und Aufsichtsma&

nahmen unterlassen hal oder nach § 9

Abs. 2 OWG, wenn er für die Ordnungs-

widrigkeit als Täter verantwortlich ist.

Folgen einer Bevollmächtigung
bei öffentlich.rechtlichen Körper.
schaften

Wie bereits oben dargelegt, sind die öf-

fentlich-rechtlichen Körperschaften, die

Genehmigungsinhaber sind, zugleich die

Strahlenschutzverantwoftlichen. Die Auf-

gaben des SSV werden von dem.leweili-

gen vertretungsberechtigten organ

wahrgenommen. Eine Bevollmächtigung

weiterer Mitarbeiter der Behörde ist zuläs-

sig, richtet sich aber nicht zwingend nach

§ 164 fF. BGB, sondern auch nach denj*
weiligen anwendbaren Regelungen (2. B.

Beamtenrecht). Die beamtenrechtliche

,,Bevollmächtigung" erfolgt durch die übli-

che Übertragungeines Amtes im konkret-

funktionellen Sinn ! 51, d h der übertra-

gung von Aufgaben auf einen Beamten

im Rahmen der Geschäftsverteilung.

Die oben aufgezeigten Folgen von Bevoll-

mächtigungen sind auch auf Behörden

überfragbar. Wenn der Behördenleiter ei-

ne der Körperschaft obliegende und von

ihm wahrzunehmende Aufgabe mit Ent-

scheidungsbefugnis delegiert, verbleibt bei

ihm die Verpflichtung zur Wahrnehmung

der Organisation und Aufsicht. Eine Haf-

tung nach § 130 OWG scheidet allerdings

aus. Das OWG geht davon aus, daß Diszi-

plinarmaßnahmen sowie sonstige über-

wachungs- und Kontrollmaßnahmen aus-

reichen [ 6]. Handelt der Behördenleiter

.ledoch selbst oder erkennt er die Verlet-

zung einer Pflicht und schreitet nicht ein,

kommt eine Haftung nach s 87 Abs. 2 Strl-

SchVi, V. m. § 9Abs. I OWG in Berracht.

Der Bevollmächtigte bzw diejenige Per-

son, der die Aufgabe übeftragen wurde,

kann -wie in einem Unternehmen - nach

§B7Abs.2StrlSchVi V m §9Abs.2S.3
OWG haften. I
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